Bemerkungen mit der neuen Regelung der Verkehrsdelikte by Pintér, Jenő
BEHEB KUNBHX Hí XUSAMMEXHAX11 HM DEB XEUEX 
BEBEEUAB BEB YERBEHBSBEE1BTE
VOM
JENŐ PINTÉR
D ozen t, R eite r des L eh rs tu h ls  fü r  S tra f re c h t, U n iv e rs i tä t  „ E ö tv ö s  L o rán d " , B u d a p es t 
E in g eg an g en : IS. O k to b e r 1972
Die Gesetzes verordnt) ng Nr. 28/1971. brachte au f dem Gebiet der 
sog. Verkehrsdelikte entsprechend den Bedürfnissen des modernen. 
Verkehrs bedeutende Änderungen m it sich. Die modifizierenden B estim ­
mungen regeln zahlreiche Fragen, die früher als problem atisch galten. 
Xugleich blieben aber m ehrere offene Fragen bestehen. Dieser Aufsatz 
befasst sich m it einigen auch in der Praxis bedeutenden Fragen. In n er­
halb dieser untersuchen wir in erster Reihe die theoretischen Aspekte der 
neuen Bestim mungen. Die Themenwahl ist durch die H äufigkeit der 
betreffenden Delikte, sowie durch die Kollision m it anderen Strafregeln 
begründet.
I.
1. Hören wir über die Gefährlichkeit des Strassenverkehrs sprechen, 
so bringen wir es unwillkürlich mit dem K raftw agenverkehr in Verbindung. 
Das ist um som ehr so, weil fü r uns der V erkehr — also auch der Stras- 
senverkehr — m it dem Personen- und W arentransport gleich bedeutend 
ist. Der Strassenverkehr d a rf  aber nicht ausschliesslich au f den sicheren 
Verkehr der Fahrzeuge beschränkt werden. Es handelt sich tatsächlich  
um  viel mehr. Der sichere Verkehr hängt von zahlreichen Faktoren  ab. 
Solche Faktoren sind die Strassenverhältnisse — der Zustand der S tras­
sen, ihre Breite, die Zahl der Verkehrsstreifen —, der Zustand der B auob­
jekte (Brücken, Durchlässe usw.), moderne Signaleinrichtungen, der tech­
nische Zustand der am Verkehr teilnehm enden Fahrzeuge, usw. Der 
ungestörte Verkehr hängt also von zahlreichen Faktoren  ab, w oraus 
wieder die Folgerung abzuleiten ist, dass der sichere Verkehr von m ehre­
ren Seiten gefährdet werden kann.
Das ungarische S trafrecht kennt einmal die Gefärdung nach V er­
kehrssektoren (StGB. §§ 192/A und  192/B), unterscheidet ferner auch 
nach den gefährdeten Objekten. Es unterscheidet zwischen den H and­
lungen, die die Verkehrssicherheit gefährden, und der sog. Strassenge- 
fährdung, die eigentlich nichts anderes ist, als eine spezielle Form  des 
Angriffs gegen das Leben, die körplerichen U nversehrtheit oder die Ge-
sundheit. Die genannten K ategorien sind von vorhinein gegeben. In  die­
sem Fali handelt es sich nämlich darum , dass es Situationen gibt, wo das 
Leben, die körperliche U nversehrtheit oder die Gesundheit der am Ver­
kehr teilnehm enden Person (en) nicht unm itte lbar gefährdet ist, aber 
dabei die G efährdung des Verkehrs dennoch zustande kom m t. D am it 
auch in diesen Fällen die H andlung des Täters nicht unbestraft bleibt, 
verfügte der Gesetzgeber, dass nu r die konkrete G efährdung der Ver­
kehrssicherheit zu einem Delikt erk lärt wird und  vom Sachverhalt der 
Gefährdung der Verkehrsteilnehm er -  zugleich u n ter Angabe einer 
anderen Verübungshandlung (-weise) — abgegrenzt w ird.i
Das m usste im voraus gesagt werden, dam it dem Leser die Trennung 
der §§ 102/B und 103 gemäss dem gefährdeten O bjekt und das Heraus­
heben des in§ 103 definierten Sachverhalts der Gefährdung au f den S tras­
sen von dem in StGB. § 238 definierten gesetzlichen Tatbestand  des Delik­
tes der Gefährdung im Bereich der Berufsausübung verständlich werde. 
Die system atisch neue Einordnung, bzw. A btrennung von $ 238 der durch 
die Novelle herausgehobenen Deliktenkategorie kann scheinbar die W ider­
sprüche lösen, die vor Ink ra fttre ten  der Gesetzesverordnung Nr. 28/1071 
in der Gerichtspraxis häufig erschienen sind.-
Es fehlten die theoretischen Grundlagen der dieser H alblösun" fol­
genden Gerichtspraxis. Unserer Ansicht nach wird ein bedeutender Teil 
der fraglichen Problem e infolge der neuen Regelung teilweise aufhören. 
Leider aber nur teilweise, weil die Kollision zwischen § 103 und§ 238 auch 
weiterhin bestehen bleibt.
Im  weiteren werden wir einige spezielle Lösungen der durch die 
Novelle abgeänderten Bestim m ung analysieren. In  dieser Beziehung 
untersuchen wir auch, ob die fraglichen Verfügungen eine problemlose 
Änderung m it sich brachten.
2. Der la tb estan d  des Deliktes der G efährdung der Verkehrssicher­
heit aut den Strassen (StGH. § 102/B. Abs. 1) nahm mehrere Verübungsver­
halten auf. die hinsichtlich ihrer W irkung m it dem Gewicht der früher 
als s tra fb a r erklärten H andlungen, bzw. m it der den m odernen und si­
cheren Verkehr s tra fb a r gefährdenden Tätigkeit übereinstimmen. Von den 
Verübungsweisen können jene Delikte hervorgehoben werden, die durch 
Beschädigung eines Strassenfahrzeuges, durch Abänderung der Strassen- 
m arkierungen, schliesslich durch Gewalt oder Drohung gegen den Fahrer 
eines Strassenfahrzeugs verw irklicht werden.
Da die Bestim m ung der Strassenm arkierungen nicht identisch ist, 
kann ihre Fälschung oder Beschädigung unserer Ansicht nach nicht unbe­
dingt als D elikt gegen die Verkehrssicherheit qualizifiziert werden. So 
bedeutet z. B. die A bänderung einer Tafel, die das Parken zulässt, au f  
eine Talel mit Parkverbot, die A bänderung einer Tafel m it Lautsignal­
verbo tta tsäch lich  keine konkrete Gefahr für den Verkehr bedeuten. Des­
halb bildet das \  eriibungsverhalten nur in der H insicht ein Delikt, wenn 
es die G efährdung des Verkehrs zur Folge hat.
Bevor wir unsere E rörterungen weiter fortsetzen, scheint es rich tif  
zu sein, wenn wir die Frage klären, welchen Inhalt die Gefahr haben
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muss, um ein Delikt feststeHen zu können. Die heutigen w issenschaft­
lichen Anschauungen reihen die G efahrtypen — nach ihren inhaltlichen 
Kennzeichen — in zwei K ategorien ein: sie unterscheiden zwischen 
unm itte lbarer und abstrak ter (bei einigen A utoren en tfern ter) Gefahr. 
Es handelt sich um eine abstrak te  Gefahr, wenn ein menschliches V erhal­
ten die Möglichkeit der Verletzung des geschützten Objektes (juristischen 
Objektes) schafft, bzw. zustande bringt. Die abstrak te  Gefahr füh rt aber 
nicht jene Faktoren  m it sich, die — mangels einer gegensätzlichen W ir­
kung oder eines Zufalls — die konkrete Verletzung des geschützten Ob­
jektes ergeben könnten. Dagegen bedeutet die sog. unm itte lbare  Gefahr 
eine solche Situation, eine solche Lage, die die konkrete, ree He Möglichkeit 
der Verletzung m it sich führt.
Schon deshalb muss das Mass der E rw artung  des Gesetzgebers hin­
sichtlich der Grösse der Gefahr festgestellt werden, weil in § 192/B — 
tro tz  des Textes — kein Hinveis zu finden ist, im Gegensatz zu dem in § 
193 festgelegten Delikt. Demzufolge bleibt scheinbar die au f der a lten  
Rechtsnorm  beruhende Praxis in Geltung. Schauen wir an, was in der 
Begründung des § 192/B zu lesen ist: ,,U nter der G efährdung der Verkehrs­
sicherheit ist eine solche konkrete Situation zu verstehen, wenn die Gefahr 
eines Unfalls, der das Leben, die körperliche U nversehrtheit oder die 
Gesundheit anderer verletzt, bzw. bedeutenden m ateriellen Schaden ver­
ursacht, besteh t."3 In  der Begründung wird zwar au f ,,eine konkrete", 
Situation Bezug genommen aber daraus kann nicht eindeutig die Folgerung 
abgeleitet werden, dass die Verwirklichung des Deliktes m it einer unm it­
telbaren Gefahr verbunden wäre. Die Annahme des Textes der B egrün­
dung würde zugleich bedeuten, dass das prim äre Rechtsobjekt des D eliktes 
nicht die Verkehrssicherheit, sondern das Leben, die körperliche U nversehr­
th e it oder die Gesundheit der Verkehrsteilnehmer, bzw. das Eigentum  ist. 
Dieser S tandpunkt ist aber grundlegend als falsch zu betrachten, erstens, 
weil das in § 192/B bestim m te Delikt keine spezielle Form  der Delikte 
gegen das Leben, die körperliche U nversehrtheit usw. ist, zweitens — und 
das ist das H auptargum ent — weil das rechtlich geschützte Interesse das 
ungestörte Funktionieren des Strassenverkehrs ist. Die zitierte Begrün­
dung ist nach unserem Standpunkt inhaltlich unrichtig. Im  Bereich des 
Verkehrs bildet sich m it H insicht au f die Zahl und Geschwindigkeit der 
Fahrzeuge, au f die Unterschiede, autom atisch eine abstrak te  Gefahr. 
Diese Gefahr kann aus mehreren Gründen grösser werden. Z. B. wegen 
des N ichteinhaltens der Verkehrsregeln, oder aus anderen äusseren G rün­
den, ohne dass das regelverletzende Verhalten als D elikt qualifiziert wer­
den könnte. Wenn wir nun glauben, dass mangels einer gegensätzlichen 
Bezeichnung — im Falle des Deliktes der Gefährdung — die abstrak te  
Gefahr zur Vollendung des Deliktes genügt und weil der genannte T a tbe­
stand  ausschliesslich von einer Gefahr spricht, kann die V erm utung ange­
nommen werden, dass mangels einer anderen Bezeichnung zur Verwirk­
lichung des Tatbestandes des § 192/B die Schaffung einer abstrak ten  
Gefahr genügt, ln  W irklichkeit ist die Antwort nicht so eindeutig. Unserer 
Ansicht nach müssen wir die A ntw ort au f diese Frage au f  einem anderen
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Wege suchen. Wir nennen vergebens die Verkehrssicherheit, das mit dem 
störungsfreien Funktionieren des Verkehrs verbundene geseHschafthche 
Interesse, das prim äre O bjekt des Deliktes, wir können nicht über die 
Tatsache hinweg, dass es keinen V erkehr ohne Menschen gibt. Solange 
die technische Entwicklung die tatsächliche Anwendung der ferngesteuer­
ten Fahrzeuge nicht ermöglicht, kann m an kaum von der ..Gefährdung 
des Verkehrs" in ideellem Sinne reden. Die G efährdung des Verkehrs ist 
in unseren Tagen ein komplexer Begriff, denn sie um fasst die Gefährdung 
der in technischem Sinne aufgefassten Sicherheit und daneben auch die 
Gefährdung des Lebens, der körperlichen U nversehrtheit oder der Gesund­
heit der Verkehrsteilnehmer oder anderer Personen. Disere Begriff bildet 
eine Einheit, die zwei Kom ponenten sind hinsichtlich des gesetzlichen 
Tatbestandes (§ 192/B) voneinander untrennbar.
Bezüglich der Art der Gefahr st immt unser S tandpunkt m it der zitier­
ten ministeriellen Begründung überein, d. h. wir sagen auch mangels 
einer ausgesprochenen Berufung, dass das Delikt dann vollendet ist, wenn 
die Verkehrssicherheit unm itte lbar gefährdet wird, wenn also unm itte l­
bare Unfallsgefahr e in tritt. In der Gerichtspraxis der vergangenen Jahre  
haben wir Entscheidungen mit gegensätzlichem Inhalt getroffen. Diese 
Entscheidung wurde aber bei der Beurteilung der den Strassenverkehr 
gefährdenden Delikte — im Gegensatz zu dem Eisenbahn-usw . Verkehr — 
nicht allgemein angenommen. Zur Verwirklichung des Deliktes genügt — 
wie wir unsere Ansicht darüber bereits dargelegt haben — die Schaffung 
einer Situation, in der zwar das Leben, die körperliche U nversehrtheit 
von Personen nicht unm ittelbar gefährdet wird, aber im Verkehr eine 
schwere Störung entstanden ist. Dieser Feststellung scheint jener Praxis 
zu widersprechen, wonach der Grundfall schon die schwere K örperverlet­
zung um fasst.
3. /b'c r/cyce de;/ AMArerr/e.s DroA^ay
ist ein neues Verübungsverhalten in diesem Bereich. Die Frage ist, welche 
Art, welche Richtung der Drohung bzw. eine Drohung mit welchem 
Inhalt das Delikt verwirklicht. Die Antwort liegt au f der Hand: die 
Gelährdung muss mit der gegen den Fahrer des Fahrzeuges angewand­
ten  Gewalt oder Drohung im Zusamm enhang stehen. Im Falle eines 
Zwanges oder einer Drohung zwecks Übergabe von Vermögensgütern 
oder anderen Sachen, zwecks sexueller Befriedigung usw. kann dieses 
Delikt — wenn es ansonsten hinsichtlich der Verkehrssicherheit keine 
W irkung hat — nicht festgestellt werden.
In diesem Kreis muss die A rt und Weise der Bewertung der gew alt­
tätigen E ntführung eines Fahrzeugs geklärt werden. Ohne weitere E rö r­
terung kann die Folgerung abgeleitet werden, dass es sich hier anders ver­
hält, als beim Banditism us in der Luft. Die Abweichung zeigt sich haup t­
sächlich in den Folgen. Nach unserem S tandpunkt kann ein Zwang oder 
eine Drohung zwecks Abänderung der Fahrtrich tung  oder des Endzieles 
ohne Gefahr für den Verkehr nur dann un ter den § 192/B einbezogen wer­
den, wenn das Ergebnis der Entführung in strafrechtlichem  Sinn den 
gesetzlichen Erfordernissen entspricht. Mangels dessen kann prinzipiell
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N ötigung (StGB. § 261), oder Verletzung der persönlichen F reiheit in 
Frage kommen. Der Zwang zwecks schneller Änderung des V erkehrsstrei­
fens, Fahrens au f verbotenem  Weg, oder mit grösserer Geschwindigkeit 
a!s zulässig kann im allgemeinen die strafrechtliche V erantw ortung nach § 
192/B begründen.
4. Da es sich um ein G efährdungsdelikt handelt, möchte ich m it eini­
gen W orten auch au f die wichtigeren Problem e der A'ci/c ein-
gehcn. Eine die Verkehrssicherheit gefährdende H andlung ist sowohl bei 
vorsätzlicher, als auch bei fahrlässiger Schuldigkeit s trafbar. D er Vorsatz 
des T äters d a rf  sich aber ausschliesslich au f die Gefährdung des Verkehrs 
und innerhalb dessen au f  die Gefährdung des Lebens, der körperlichen 
U nversehrtheit von Personen erstrecken. Diese These h a t insbesondere 
hinsichtlich des Abs. 2/beine ganz besondere Bedeutung, da  eine G efähr­
dung mit tödlichem Ergebnis schwerer beurte ilt w ird.'
Der genannte qualizifizierte Fall schliesst gemäss der Annahm e — 
m it H insicht au f die Schuldbezüge der Gefährdungsdelikte und a u f die 
Bestim m ungen das StGB. § 18 — das Bestehen eines Vorsatzes, der sich 
auch au f das Ergebnis erstreckt, aus. In  einem solchen Fall kann der 
Grundfall der vorsätzlichen Tötung oder im Falle m ehrerer V erletzter die 
Ycriihung durch G efährdung des Lebens vieler Menschen (StGB. § 253 
Alts. 2/a). oder die Verübung der Tötung an m ehreren Menschen (StGB. § 
253 Abs. 2/d) festgestellt werden. Bezugnehmend wieder au f § 1 i)2/B 
Abs. 1) könnte im Falle der Gefährdung des Verkehrs m it Bedrohung des 
Lebens auch der Versuch der Tötung festgestellt werden, wenn sich der 
Vorsatz des T äters — wenn auch nur bedingt, a u f die tödliche Folge 
erstreckt. Ansonsten ist eine solche Qualifizierung ausgeschlossen.
In  Zusamm enhang m it§ 102/B Abs. 2 'b könnte aufgeworfen werden, 
dass, da die Straffolge m it der Strafe der in§ 253 Abs. 1 definierten Tö­
tung übereinstim m t, die Form  der Schuldigkeit keine B edeutung hat. 
Scheinbar ist dieses Argum ent annehm bar. N äher be trach te t und wenn 
alle Zusamm enhänge abgewogen werden, gelangen wir zu einem anderen 
Ergebnis. Wir fassen unseren S tandpunkt im folgenden zusammen. Der 
s trafbare  T atbestand  der Verkehrsgefährdung ruh t au f zwei Pfeilern — 
au f zwei Verantwortungspfeilern: au f der Tatsache der Gefährdung des 
Verkehrs und der der Verkehrsteilnehm er. Neben der S trörung des in 
technisch-wirtschaftlichem  Sinn aufgefassten Verkehrs bed roh t sie auch 
eine unvorausbestim m bare Zahl der Verkehrsteilnehm er. Ob nur einen 
oder mehrere, das wirkt au f die Qualifizierung nicht aus. Dasselbe gilt 
auch für die Fälle, wenn die Zahl der V erletzten eines oder mehrere 
beträgt.
Zurückkehrend au f unseren ursprünglichen G edankengang können 
wir fcststellen, dass sich bei dem Grundfall des in § 192/B festgelegten 
Deliktes der Vorsatz des Täters nur au f die Tatsache der reellen Gefähr­
dung des Lebens, der körperlichen U nversehrtheit oder der Gesundheit 
der Verkehrsteilnehm er erstrecken darf. In  bezug au f Abs. 2/b zieht die 
auch au f die Folge sich erstreckende vorsätzliche Schuld auch dann die 
Anwendung des§ 253 nach sich, wenn nur ein Toter ist. (In diesem Fall
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kann die K onkurrenz der§§ 192/B Abs. 1 und 253 Abs. 1 aufgeworfen 
werden.)
Die Qualizifierung ist eindeutiger in den Fällen, wenn die Zahl der 
Toten mehr als eins ist un ter Annahme des auch die Folge umfassenden 
Tätersvorsatzes. Die strafsätze der qualifizierten Tötung ermöglichen die 
entsprechende Bew ertung der Handlung. Die Qualifizierung gemäss der 
(/a.s Ae/jca vie/cr .l/cascAea ¡-/c/ü/ov/cadea 7'ö/aay (§ 253 Abs. 2/a. 2. Satz) 
schliesst sogar von vorhinein die Feststellung der K onkurrenz aus.
Wenn wir diesen Gedankenkreis abscliliessen wollen, können wir 
sagen, dass die Qualifizierung nach § 192/B Abs. 2/b nur dann sta ttfin - 
denn kann, wenn der T äter in bezug au f  die qualifizierende Folge (Tod) 
bloss m it Fahrlässigkeit belastet ist. Es handelt sich dann um ein ausser- 
vorsätzliches D elikt im wahren Sinne des Wortes.
5. Der analysierte T atbestand  h a t noch einen anderen Hange!. Das 
ergibt sich aus dem gegen die Verkehrssicherheit verübten Delikt m it 
schwerer K örperverletzung. Die schwere Körperverletzung dient als 
qualifizierender U m stand nu r im Falle der fahrlässigen Verübung. Eine 
solche strukturelle  Lösung m acht die Rechtsanw endung von vorhinein 
unsicher. Bei der richtigen Lösung leistet die A ntw ort au f jene Frage 
eine Hilfe, ob die leichte und die schwere K örperverletzung in § 192/B 
Absatz 1 en thalten  ist. Wenn wir annehm en, dass der Gesetzgeber jede 
Art der im Zusam m enhang mit dem Delikt entstandenen K örperverlet­
zung als solche betrach tet, die zum G rundtatbcstand  gehört, so en tfällt 
das Problem. Wenn aber nicht — und wir halten das für wahrscheinlich
— so finden wir die Lösung unserer Frage im Rahm en der Konkurrenz. 
Die vorsätzliche schwere K örperverletzung kann m it einer Freiheitsstrafe 
bis 3 Jahre , bzw. un ter gewissen Bedingungen bis 5 Jah re  bestraft werden. 
Die fahrlässige K örperverletzung ist m it einer Freiheitsstrafe von 1 bzw. 
2 Jah ren  zu bestrafen. Unserer Ansicht nach kann ein m it einer Freiheits­
strafe von 2 bis 8 Jah ren  bedrohtes Verkehrsdelikt die vorsätzliche schwere 
K örperverletzung n icht umfassen, insbesondere dann nicht, wenn mehrere
— m it einem m axim um  von 5 Jah ren  bedrohte — Körperverletzungen. 
z .B . im Z usam m enhangniiteinem  U m fallentstehen, wenn die Konkurrenz 
der Körperverletzungen an sich die Verhängung einer so hohen Strafe 
ermöglichte wie § 192/B Absatz 1. Wir gelangen unserer Ansicht nach 
zur richtigen Lösung au f Grund der Beurteilung nach Konkurrenz. D. h. 
es müssen so viele schwere Körperverletzungen in K onkurrenz mit dem 
Grundfall des Deliktes gegen die Verkehrssicherheit bestehen, wie viele 
Verletzte vorhanden sind. Unsere Feststellung gilt nur bezüglich der vor­
sätzlichen schweren K örperverletzung. (W ir bemerken hier, dass wenn 
der Vorsatz des T äters nur die Gefährdung des Verkehrs um fasste m al in 
bezug au f die schwere K örperverletzung bloss mit Fahrlässigkeit belastet 
ist, wir au f dem Standpunkt stehen, dass in einem solchen Fall von der 
Feststellung der K onkurrenz abgesehen werden kann, aus dem G rund, 
weil der Strafsatz des in § 192/B Abs. 1 definierten Deliktes die entspre­
chende Bewertung ermöglicht.)
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Die leichte K örperverletzung gehört ohne H insicht au f die Zahl der 
V erletzten, in das in § 192/B Abs. 1 definierte Delikt. W ir meinen, dass 
der S trafrahm en auch die Bew ertung der leichten K örperverletzung e r­
möglicht. Die Qualifizierung der K örperverletzungen in K onkurrenz 
rich tet sich gewissermassen an die Schuld des Täters. Falls sich der Vor­
satz au f die schwere K örperverletzung erstreckt, so kommen die vorherige 
K örperverletzung und § 192/B Abs. 1 in Konkurrenz.
Auch die fahrlässige Form  des Deliktes gegen die V erkehrssicherheit 
ist s tra fbar. Bei der fahrlässigen Form  ist gegenüber der vorsätzlichen 
Verübung (Abs. 3) die schwere K örperverletzung ein qualifizierender 
U m stand.
6. W ir haben noch eine prinzipielle B em erkung im Zusam m enhang 
m it der Regelung im behandelten Absatz. U n ter anderem  gehören zu den 
qualifizierten Fällen der fahrlässigen Form auch der besonders grosse 
Schaden und die tödliche Folge. Die Rechtsnorm  unterscheidet nicht 
un ter den genannten qualifizierenden U m ständen hinsichtlich des S trai- 
satzes. U nserer Ansicht nach ist das eine grundlegend unrichtige Lösung. 
Die S trafe einer besonders grossen Schaden verursachenden Beschädigung 
ist eine Freiheitsstrafe bis 3 Jah re , die der fahrlässigen Tötung eine krei- 
heitsstraie von einem Ja h r  bis 5 Jah re . W ir meinen, dass wir keine weiteren 
A rgum ente zur U nterstü tzung des gesagten brauchen.
7. W enn wir unsere E rörterungen bezüglich des § 192/ H zusam m en­
fassen, können wir feststellen, dass die von der Novelle eingeführte Neue­
rung nur teilweise der E rw artung  entspricht. Durch Aufstellung der neuen 
qualifizierten Fälle wurde die Möglichkeit der K onkurrenz verringert, 
aber nicht ganz ausgeschlossen.
Die Gleichsetzung der fahrlässigen Verübung m it besonders grossem 
Schaden und m it tödlicher Folge ist prinzipiell falsch.
Die Aufnahme der die S trafbarkeit verringernden oder aufhebenden 
Gründe (Absatz 4) fördert bedeutend die Verwirklichung generalprävcn- 
tiver Ziele.
11.
Im  zweiten Teil unseres Aufsatzes befassen wir uns m it dem D elikt 
der ,¡Gefährdung auf den Strassen". Wir können den G rund unserer W ahl 
zusam m enfassend darin  angeben, dass — da es sich teilweise um  ein neues 
Delikt handelt -  die dogmatische Begründung notwendig ist, weil schein­
bar viele Schwierigkeiten in der Rechtsanw endung au ftre ten  werden. Das 
zeigt auch der Um stand, dass der Oberste Gerichtshof beinahe am Jag e  
des Ink rafttre ten s  eine Stellungnahme bezüglich der Rcchtsanw endung 
gebracht hat.
u) Der S taa t versucht die Verkehrssicherheit in erster Reihe m ittels 
der Verkehrsregeln zu sichern. Diese Regeln en thalten  beinahe iü r jedes 
Gebiet des Strassenverkehrs Sicherheitsvorschriften, vor allem natürlich 
Regeln bezüglich des Kraftfahrzeugfahrens. (Wir bemerken, dass es 
Vorschriften gibt für den technischen Zustand des Fahrzeuges, für die
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^ crkehrssignale usw.) Die M itteilung der Verkehrsregeln hissen wir 
beiseite, weil zur E rklärung des Wesens des Deliktes und zum 
\  erständnis der aufgeworfenen theoretischen und praktischen Probleme 
dies n icht erforderlich ist.
U nter den Hegeln des Strassenverkchrs versteht die Novelle alle 
jene Hegeln, die berufen sind, die Ordnung und die Sicherheit des Verkehrs 
au f den Strassen aufrechtzuerhalten. Hinsichtlich der Anwendung dieses 
T atbestandes können die Bestim mungen bezüglich der Fussgänger und 
der M itfahrer nicht als Verkehrsregeln be trach te t werden. D arüber ver­
fügt die Novelle in dem neuen § 194/c gesondert. In  dieser Hinsicht fallen 
alle jene Personen mit den Fussgängcrn bzw. M itfahrern unter dieselbe 
Beurteilung, die mit Verkehrsm itteln, die nicht als Fahrzeuge zu betrach­
ten  sind, (z. B. Schlitten) au f der Strasse verkehren.
Der Begriff ,.Gefährdung au f der Strasse" wird in StGB § 193 fol­
genderweise definiert:
,,(1) Derjenige, der durch V erletzung der Regeln des Strassenverkehrs 
das Leben, die körperliche I nversehrtheit oder die Gesundheit einer ande­
ren Person (Personen) vorsätzlich einer unm ittelbaren Gefahr aussetzt, 
ist m it einer Ire iheitsstrafe  von einem Ja h r  bis 3 Jah re  zu bestrafen.
(2) Die Strafe ist
<?) eine Ire iheitsstrafe  von 2 Jah ren  bis 8 Jahre , wenn das Delikt eine 
schwere K örperverletzung verursacht hat;
eine Freiheitsstrafe von 5 Jah ren  bis 12 Jahre , wenn das Delikt 
Tod verursacht hat.
(3) Als N ebenstrafe ist das Verbot des Kraftwagenfahrens anzuwen­
den."
Die Novelle hebt die Tatbestände der Delikte, die im Strassenverkchr 
verübt werdet! können, aus dem Rahm en der G efährdung im Kreis des 
Berufs hervor und lüg t es iti einem von der bisherigen Rechtslage abwei­
chenden Aufbau un ter die in StGB X II. K ap. einheitlich geregelten Ver­
kehrsdelikte e in J
Die erste auffallende Änderung besteht darin, dass die Verkehrsregeln 
bezüglich des in § 2.58 lestgclcgten Delikts keine Berufsrcgeln sind.
Die andere Änderung besteht daritt, dass nach neuen K onstruktion 
die Verwirklichung des D elikts ausschliesslich m it der Strasse, bzw. m it 
einem als Strasse zu betrachtenden Gebiet verbunden ist.
Die neue konstruktioneile Lösung — nämlich die Heraushebung der 
,,G eiährdung auf der Strasse" (§. 193) aus dem T atbestand der Gefährdung 
im Kreis des Berufs — wirft zahlreiche Probleme auf. Von diesen möchten 
wir einige bedeutendere hervorheben und versuchen sie grundsätzlich 
zu lösen.
&) Da die Verübung des in § 193 bestim m ten Delikts ,,ortsgebunden" 
ist, muss der Begriff der Strasse geklärt werden und in diesem Rahm en 
auch die Frage, ob die frühere Praxis aufrechterhalten werden kann. 
Hinsichtlich des Begriffs der Strasse ist in erster Reihe die Bestim mung 
der Verkehrsregeln massgebend, gemäss deren § 10 Punkt a: ,.Strasse ist 
eine für den Verkehr von Fussgängcrn, Fahrzeugen und Tieren dienende
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öffentlich benützte Fläche (Strasse, Gasse, P la tz , Strassenbrücke, Tunnel, 
U nterführung usw.)." Im  Sinne der G erichtspraxis ist un ter anderem  
hinsichtlich der Anwendung des § 193 auch eine fü r die Öffentlichkeit 
zugängliche Verkehrsfläche als Strasse zu betrachten , die bestimm ungs- 
gemäss oder gewohnheitsgemäss tatsächlich dem V erkehr dient, auch 
dann, wenn sie n icht eingebaut ist. Ohne H insicht au f die E igentum sver­
hältnisse be trach te t die Praxis auch jenes Gebiet als Strasse, das bestim- 
mungsgemäss oder gewohnheitsgemäss für den öffentlichen Verkehr frei 
s teh t und  sich die Öffentlichkeit auch au f im voraus n icht bestim m te P e r­
sonen bezieht. Strassen sind die sogenannten beteiligten Wege, die für 
einen bestim m ten K reis des Verkehrs freistehen, wie z. B. die Wege von 
der öffentlichen Strasse zu einem landw irtschaftlichen Gebäude, zu einer 
Ladefläche, zu einem H otel usw.
W ir setzen diese Aufzählung nicht weiter fort, denn wir haben das 
gesagte nur zwecks besseren Verständnisses hervorgehoben. A ud i für 
einen Laien ist die Grundlage des ersten W iderspruchs offensichtlich, 
nam entlich die gesetzliche und  die gerichtliche Definition der Strasse, 
ln  W irklichkeit dehn t die Praxis den Begriff der Strasse auch au f solche 
Gebiete aus, die aus den Bestim m ungen der Verkehrsregeln überhaup t 
nicht abgeleitet werden können. W arum ist das notw endig? Beide B edin­
gungen der Feststellung des im StGB § 193 festgelegten Deliktes sind m it 
dem Strassenverkehr verbunden. Die eine Bedingung ist, dass die H an d ­
lung (Gefährdung, V erursachung eines Unfalls) a u f  einer Strasse oder 
au f einem als Strasse betrach teten  Weg erfolge, die andere aber dass die 
dem T äter zurechenbare Folge m it der V erletzung einer V orschrift der 
Verkehrsregeln Zusammenhänge. W enn eine der beiden Bedingungen 
fehlt, kom m t entw eder kein D elikt zustande oder die Anwendung eines 
anderen T atbestandes t r i t t  in den Vordergrund. Scheinbar beeinflusst 
dieser U m stand  die G erichtsbarkeit nicht störend. In  W irklichkeit ve r­
h ä lt es sich anders. Das Problem beginnt tatsächlich dann, wenn der U n­
fall im Zusam m enhang m it der Verletzung der Verkehrsregeln nicht au f 
einer Strasse erfolgt, sondern z .B . in einem Hof, au f dem Ufer, am R and 
eines W aldes usw. Bei der Beurteilung solcher Unfälle werden die § 193, 
194 ausser A cht gelassen. F ü r die Qualifizierung bieten sich m ehrere 
Möglichkeiten. Die eine M öglichkeit ist, dass die H andlung aufgrund des § 
258 beurte ilt wird, m it der Berufung, dass die Regeln des Fahrzeugfahrens 
in W irklichkeit Berufsregeln sind.
Die andere Möglichkeit ist folgende: Da durch das Ausserachtlassen 
der Regeln bezüglich des Fahrzeugfahrens als Bcrufsregel die Möglichkeit 
der Bew ertung der d irekten Gefahr ausschliesst, muss abhängig vom  E r­
gebnis das D elikt der fahrlässigen K örperverletzung, der T ötung usw. zu 
Lasten des T äters geschrieben werden. Diese Lösung würde im V erhältnis 
der vorsätzlichen G efährdung au f der Strasse — bloss deshalb, weil der 
Unfall ausserhalb der Strasse erfolgt ist — eine unbegründet niedrige 
Strafe nach sich ziehen. Zur gleichen Zeit wollen w ir aber feststellen, dass 
dies die einzige legale Lösung ist. Schliesslich ergibt sich die d ritte  V aria­
tion aus dem zur Zeit als geltend betrach teten  S tandpunkt des Obersten
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Gerichtshofes (Stellungnahme Nr. B K  498). ,,Gemäss StGB § 258 muss 
dagegen die H andlung jenes Fahrzeugfahrers qualifiziert werden, der 
n ich t au f einer Strasse bzw. au f einem Gebiet das nicht als Strasse zu 
betrach ten  ist, durch Verletzung der Regeln seines Berufs das Leben — 
die körperliche U nversehrtheit oder Gesundheit einer unm ittelbaren 
Gefahr aussetzt, eine schwere K örperverletzung oder Tod verursacht."
,,\Ver aber nicht au f der Strasse oder au f einem Gebiet, das nicht als 
Strasse zu betrachten ist, und  nicht durch Verletzung der Regeln seines 
Berufs einen Unfall verursacht, dessen H andlung muss abhängig vom E r­
gebnis qualifiziert werden."
B etrachten wir eingehender diese Stellungnahm e, die ganz eine prak- 
tizistische Anschauung widerspiegelt, erhalten  wir die Folgerung, wonach 
die Verkehrsregeln in einem doppelten Sinn aufzufassen sind. Im  S tra ß e n ­
verkehr sind sie keine Berufsregeln, ausserhalb der Strasse sind sie es doch. 
D .h . doch nicht ganz, denn wir finden Ausnahmen in der BeyräMdMMy der 
des Obersten Gerichtshofes Nr. B K  498. Wir lesen in der 
Begründung', daraus, dass die Fälle der Verletzung der Verkehrsregeln 
bezüglich des Fahrens der Fahrzeuge au f der Strasse die Gesetzesverord­
nung Nr. 28/1971 § 43 vom Kreis der in StGB § 258 definierten B erufsre­
geln hervorgehoben und diese im X II. K ap. des StGB selbständig geregelt 
hat, folgt keineswegs, dass das Fahren der Fahrzeuge nicht als B eruf zu 
betrachten  ist.
Die neue rechtliche Regelung bezweckte ausschliesslich eine differen­
ziertere strafrechtliche B eurteilung der Regelverletzungen im Zusam m en­
hang m it dem  Fahrzeugfahren au f der Strasse als bisher, und die Modi­
fizierung der in StGB § 258 Abs. 4. enthaltenen Bestim m ung kann dam it 
in Zusam m enhang gebracht werden. Daraus folgt, dass die Verkehrsregeln 
bezüglich des Fahrzeugfahrens, — falls jene nicht m it dem Strassenver- 
kelir verbunden sind — auch im weiteren Berufsregeln sind, und  das 
Fahrzeugfahren ausserhalb der Strasse als Beruf zu betrachten ist, wenn 
es beruflich ausgeübt wird. Sowohl die allgemeine Auffassung, wie auch 
andere Rechtsregeln (Arbeitsrecht, Versicherungsregeln usw.) betrachten 
das beruflich ausgeübte Fahrzeugfahren (z. B. Autobusfahrer, Taxifahrer. 
T rak torfahrer usw.) als Beruf. Die speziellen Berufsregeln für jene, die 
das Fahrzeugfahren aufgrund des Berufs oder der militärischen Einteilung 
ausüben, bestimm en ausserdem die Verpflichtungen in einem weiteren 
K reis, als die für das Gebiet des Strassenverkehrs massgebenden Vor­
schriften der Verkehrsregeln. Die Begründung der Stellungnahm e könnte 
auch im weiteren fortgesetzt werden, aber unserer Ansicht nach zeigt sich 
aus dem Gesagten klar der S tandpunk t des Obersten Gerichtshofes.
W as die neue Lösung betrifft, können deren Motive nicht ausschliess­
lich au f  die Differenzierung der V erantw ortung eingeengt werden. Der 
T a tbestand  der G efährdung au f den Strassen ha tte  un ter anderem  auch 
die Auflösung der im ersten  Teil unseres Aufsatzes hervorgehobenen 
W idersprüche zum Ziel gesetzt, so z. B. die Beseitigung der unbegrün­
deten  K onkurrenz. D araus d a rf  aber keine solche juristische Folgerung 
abgeleitet werden, dass tro tz  Fortlassen des Hinweises au f die Verkehrs-
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regeln als Berufsregeln in § 258 Abs. 4., dessen Berufsregelcharaktcr un ­
berührt bleibt.
Die richtige Lösung ist — unserer Ansicht nach — dann zu erhalten, 
wenn wir neben dem genannten G esichtspunkt von der Bestim m ung des 
StGB. § 192/A jenen Teil herausheben, der au f die A rt der Verübung durch 
Verletzung der Berufsregeln hinweist: „Derjenige, der die Sicherheit des 
Eisenbahn-, Luft- oder W asserverkehrs . . . .  durch Verletzung der Berufs­
regeln bezüglich des Eisenbahn-, L u ft oder W asserverkehrs gefährdet . . . "  
Der zitierte Teil des § 192/A weist eindeutig darau f hin, dass die au f die 
drei Zweige des Verkehrs bezüglichen Regeln Berufsregeln sind. De­
m entsprechend ist also jener — in der Stellungnahm e des Strafkolle­
giums des Obersten Gerichtshofes Nr. 498 niedergelegter Satz 
richtig, wonach auch die au f den Strassenverkehr bezüglichen Regeln — 
ohne H insicht au f die Schaffung des neuen T atbestandes — Berufsregeln 
geblieben sind. Auf dieser Grundlage brauchen gewisse Feststellungen 
der Stellungnahm e Nr. 498 nicht besonders begründet werden. Ausschliess­
lich die D eutung der Berufsregeln abweichend vom früheren verursacht 
Unsicherheit. F rüher h a tte  nämlich die G erichtsbarkeit keinen U n ter­
schied zwischen einem Berufsfahrer und einem sog. H errenfahrer gemacht. 
J e tz t  hängt aber — wie wir sehen — im Sinne der schon öfters genannten 
Stellungnahm e des Strafkollegiums die Beurteilung eines m it eitlem F ahr­
zeug ausserhalb der Strasse verursachten Unfalls davon ab, ob derjenige, 
der den Unfall verursacht, ein Berufsfahrer ist oder nicht. Eine solche 
In terp re ta tion  führt zu der beanstandeten verkehrten Lösung.
Im Vergleich m it dem Zustand vor dem Ink ra fttre ten  der Novelle 
sind zwei Unterschiede zu beobachten. Im Strassenverkehr sind die 
Vorschriften der Verkehrsregeln für jeden Verkehrsteilnehm er geltend -  
aus den genannten Gründen sind sie keine Berufsregeln — und im Zusam ­
m enhang mit ihrer Verletzung kann die Schaffung einer das Leben, die 
körperliche Unversehrtheit oder die Gesundheit unm ittelbar gefährden­
den Situation durch jede beliebige Person die Feststellung des § 193 
nach sich ziehen.
Die andere Änderung besteht darin, dass bei der Beurteilung eines 
Unfalls infolge der Verletzung der Vorschriften der Verkehrsregeln der 
nicht berufsmässigen Fahrer — wenn der Unfall n ich t au f der Strasse, 
oder als Strasse zu betrachtendem  Gebiet au fritt -  der § 258 nicht ange­
wendet werden kann, weil die genannte Stellungnahm e des S trafkolle­
giums es als Körperverletzung oder fahrlässige Tötung betrachtet.
Der Geltungsbereich des § 258 beschränkt sich au f jene H andlungen 
der Berufsfahrer, wodurch sie ausserhalb der Strassen, aber MM 
das Leben, die körperliche U nversehrtheit oder die Gesundheit anderer 
Personen gefährden. Dagegen ist diese Klassifizierung in den Fällen nicht 
richtig -  die voraussichtlich in ziemlich grosser Zahl Vorkommen werden 
-  wenn ein Berufsfahrer m it dem eigenen Fahrzeug ausserhalb der 
Strasse einen Unfall verursacht. Wie es zu sehen ist, wird ein Unfall, der 
im Zusamm enhang m it einer regelverletzenden H andlung derselben Per­
son (Kraftwagenfahrer) zustandekom m t, teils abhängig vom O rt der
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Verübung teils davon, in welcher Q ualitä t er beim Lenkrad sitzt, au f drei 
verschiedene Weisen qualifiziert.
Die rechtliche Möglichkeit der B eurteilung eines fahrlässigen Unfalls, 
den N ichtberufsfahrer nicht au f der Strasse verursachen, sichert die gün­
stigste Beurteilung, nur deshalb, weil derjenige, der den Unfall verursacht, 
das K raftw agenfahren n ich t beruflich ausübt. ln  dieser Lösung erscheint 
der G rundsatz der grösseren V erantw ortung, die mit dem B eruf verbun­
den ist.
im  Gegensatz zu den Bestim m ungen des StGB. § 258 Abs. 1 bedroht 
§ lü l/B  Punkt d die fahrlässige Gefährdung ohne Personenverletzung nur 
dann m it einer Strafe, ,,wenn die H andlung m it H insicht auf sämtliche 
U m stände — so insbesondere au f die A rt und  Weise der Verübung, au f 
die A rt der Regelverletzung, au f  den Grad der entstandenen Gefahr und 
au f das bisherige Verkehrsverhalten des Täters — die Verkehrsdisziplin 
schwer verletzt h a t . . . "  Infolge dieser Bestim m ung wird die Beurteilung 
zahlreicher Verkehrsunfälle der richterlichen K om petenz entzogen.
FU SS X O T E X
' D as S tG B  § 192/B b ed ro h t d ie d ie  S ich erh e it des S tra ssen  V erkehrs s tö ren d en  H a n d ­
lu ngen  m it S tra fe . D a  a b e r d a s  O b jek t des D eiik tes kom plex  is t, b ed ro h t es g leichzeitig  d ie  
o b je k tiv  au fg efasste  S ich erh e it des S tra ssc n v e rk e h rs  u n d  a u ch  d as  L eben , die körpertiche  
U n v e rseh rth e it von  M enschen. E s  ist a b e r  festzu ste ilen , d ass von  den  g e n an n ten  O b jek ten  
de r p r im ä re  S ch u tz  dom  in  o b jek tiv em  S inn  genom m enet) V erkehr zu k o m m t. E s  verhäit 
sich  so u n te r  an d erem  au ch  d esh a lb , d a  d ie V erw irk lich u n g  des § 192/B von dem  an  P erso ­
nen e n ts ta n d e n e n  Schadet), bzw . von  de r G rösse  d e r d a s  Lebet), d ie  k ö rperliche  U n v e r­
s e h r th e it  o d e r d ie  G esu n d h e it de r V e rk eh rs te iln eh m er b ed ro h en d en  G efah r u n ab h än g ig  
ist. D as D e lik t k an n  Schot) d a n n  festg es te llt werdet), w enn eitt F ah rzeu g  schon vor einem  
vom  T ä te r  au fg este llten  H in d e rn is  zum  S teh en  g e b ra c h t u n d  so d e r U nfall verm iedet) w ird , 
ln  diesetn Fall w u rd e  offensich tlich  bloss d ie  V erk eh rssich erh e it u n m itte lb a r  b e d ro h t, 
d a s  L eben , d ie  kö rp erlich e  U n v e rse h rth e it von  P erso n en  dagegen  n ich t.
- E s  h a n d e lt sieh  näm lich  d a ru m , d ass  d ie  m it schw erer K ö rp e rv e rle tz u n g  o d er Tod 
v e rb u n d en e n  .S7r<w.senunfä!le n ach  § 258 b e u rte ilt  w u rd en , dagegen , w eint e in  so lcher U n­
fall a u f  dem  G eb iet des E isen b a h n -, L u ft- o d er W asserv e rk eh rs  vorgokom m en ist u n d  a u f  
d ie u n fa llsv e ru rsach en d c  sc h u ld h a fte  V erletzung  d e r B crttfsregeh) zu rü ck g efü h rt w erden 
k o n n te , so w u rd e  m angels e in e r e n tsp rech en d en  B estim m u n g  d e r  s tra fb a re  T a tb e s ta n d  
d e r G e fäh rd u n g  des V erkehrs u n d  d ie K ö rp e rv e rle tz u n g  o d er fahrlässige  T ö tu n g  a ls K o n ­
k u rren z  b eu rte ilt .
3 M inisterielle  B eg rü n d u n g  d e r  G ese tzesv ero rd n u n g  X r. 28/1971.
' G em äss Abs. 2 P u n k t  5 ) ;  ,,D ie  S tra fe  is t eit) F re ih e itse n tz u g  v o n  5 J a h re n  bis 
15 J a h re ,  w enn d as  D e lik t T o d  v e ru rsac h t h a t ."
° Siehe bezügliche B eg rü n d u n g  der G ese tze sv e ro rd n u n g  28/1971.
REMARQUES SUR LA AOUVELLE HEDLEMEXTAT10X DES IKFRAtTMXS 
COXTDE LA SÉf U ltH  É DE LA DOUTE
(R É SU M É )
L a  loi Xo 28 de 1971 a  a d o p té  a u x  exigences d e  l 'ép o q u e  la  m a té ria li té  des fa its  
odes in frac tio n s  c o n tre  la  sécu rité  d e  la  route)). E lle  a  a p p o rté  u n  c h an g em en t d igne  d 'é tr e  
m en tio n n é  d an s le d om aine  de  l 'é la rg issem en t des c o m p o rtem e n ts  re la tifs  à  la  p e rp é tra tio n
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e t  d e  l 'é lim in a tio n  légale  des p ré cé d en te s  so lu tio n s  d e  cu tn u l. L a  m an iè re  d e  p e rp é tra t io n  
c o n tre  le c o n d u c te u r  d 'u n  v éh icu le  a u  m o y en  d e  la force e s t n o u v e lle  p a rm i les m odes de  
p e rp é tra t io n  m e t ta n t  en  p é ril la sécu rité  de  la  ro u te . L a  force a p p liq u é e  c o n tre  le  c o n d u c ­
te u r  d 'u n  v éh icu le  ne  réalise  l 'in f ra c tio n  «de la  m ise en  p é ril d e  la  ro u tea  q u e  si à  la  s u ite  d e  
laq u e lle  su b s is te  u n  ra p p o r t  e n tre  la  su rv en an ce  d u  d a n g e r  c o n cre t de  la  b ra n ch e  a d é q u a te  
d e  la  c irc u la tio n  e t  la  force ou  b ien  la  m enace.
On a  re levé  de  la  m a té ria li té  d es fa its  «du d a n g e r  com m is d a n s  le d o m ain e  de  la p ro ­
fession') le so i-d isan t «d an g er de  la  ro u te ') (258. a r t .  C ode p énal) p o u r  m e ttre  p lu s  d 'a c c e n t  
su r  la  p ro te c tio n  de  la sé c u rité  d e  la  ro u te .
C e tte  d is tin c tio n  pose c e p e n d a n t d e  n o m b reu x  p rob lèm es, ce q u i e s t d û  e n tre  a u tre s  
a u  fa it  q u e  le d a n g e r  causé  su r  la  vo ie  p u b liq u e  ou  s u r  u n e  vo ie  co n sid érée  com m e te lle  
p e u t  e n tre r  d a n s  le  c h am p  d 'a p p lic a tin n  d e  l 'a r t ic le  193. Les cas  oit le d a n g e r se  fa it p a r  
la  v io la tio n  des n o rm es de  pro fession  en  deh o rs d e  la  vo ie  p u b liq u e  ou  l 'a c c id e n t en  
ré su lte  so n t  exclus. L a  règle  c o n te n u e  d a n s  l 'a r t ic le  193 ne signifie  do n c  p as  u n e  s im p lif ica ­
t io n  p a r  r a p p o r t  a  la  s i tu a tio n  a n té r ie u re , en  p lus elle  p e rm e t p lu s ieu rs  so lu tio n s  qu i n e  
so n t  p a s  to u jo u rs  les m eilleures. L a  q u a lif ica tio n  d ép en d  d u  lieu d e  l 'a c c id e n t (d an g ers  
causés), d u  fa it  si la  pe rso n n e  c a u sa n t l 'a c c id e n t é ta i t  soum ise  a u x  règ les de  p ro fession  
e t  enfin  d u  fa it  si elle s 'o ccu p e  p ro fessionnellem en t d e  la  c o n d u ite  d u  v éh icu le . L 'e f fo r t  
p e r tin e n t  e s t fo r tem en t d im in u é  p a r de  nom b reu ses so lu tio n s  ré s u l ta n t  d e  l 'in te rp ré ta t io n  
d e  la  n o uvelle  rég lem en ta tio n .
ПРИМЕЧАНИЯ К НОВОМУ РЕГУЛИРОВАНИЮ ПРЕСТУПЛЕНИИ 
ПРОТИВ БЕЗОПАСНОСТИ ДВИЖЕНИЯ
(РЕЗЮМЕ)
Закон № XXV111. от 1971 г. состав „преступления против безопасности движе­
ния" согласовал с требованиями эпохи. Он вызвал значительные изменения в об­
ласти расширения поведения и легального устранения ранних решений совокуп­
ности преступлений. Способ совершения насилием против водителей средств тран­
спорта на шоссейных дорогах является новым в способоах совершения, оказыва­
ющих опасность для движения. Насилие против водителя средств транспорта на 
шоссейных дорогах является иредступлением „против безопасности движения" 
только в том случае, если между созданием фактической опасности в определенной 
отрасли движения и насилием и угрозой наступает всаимосвязь.
Гак называемая „опасность на шоссейных дорогах" была отделена из состава 
„опасности при исполнении профессиональной деятельности" с той целью, чтобы 
значение опасности движения было более подчеркнуто.
Однако это выделение выдвигает множество проблем. Между прочим тем, 
что только опасность, оказываемая на шоссейных дорогах или на дорогах, которые 
считаются такими, попадает под действие ст. 193 закона. Исключаются случаи, 
когда вследствие правонарушения при исполнении профессиональной деятель­
ности угроза или несчастный случай наступает не на шоссейной дороге. Следова­
тельно правило в ст. 193 не представляет собой упрощение по сравнению с ранним 
положением, даже дает возможность па некоторые, не всегда самые подходящие 
решения. Квалификация зависит от места происхождения несчастного случая 
(угрозы), от того, подпадает ли совершитель несчастного случая под действие про­
фессиональных правил и наконец является он шофером по профессии или нет. 
Многие решения, вытекающие из понятия нового регулирования понижают зна­
чение правильного стремления.
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